
Fragen der Verteilung der Einkünfte, besonders der 
Naturalien, der Aufteilung der genossenschaftlichen 
Fonds und der Kontrolle der Zuführung beschäftigt 
habe.

Der Vorsitzende einer LPG legte dar, daß in dieser 
LPG in Auswertung des 8. Plenums die Revisions­
kommission erweitert und ein Arbeitsplan mit folgen­
den Schwerpunkten auf gestellt worden sei: Kontrolle 
der Erfüllung des Betriebsplanes (Schwerpunkt: Milch­
produktion), Auswertung der Brigadearbeitspläne und 
Durchsetzung des Leistungsprinzips und Auswertung 
des Finanzplans.

Ein Mitglied einer LPG und Schöffe erläuterte, wie 
in seiner LPG ein Bodenmeister nach §§ 15 ff. LPG- 
Gesetz schadensersatzpflichtig gemacht wurde, weil er 
Getreide verkommen ließ. Der Schöffe zeigte an diesem 
Beispiel, daß die konsequente Entscheidung der Mit­
gliederversammlung zu einer Verbesserung der Arbeits­
disziplin in allen Brigaden geführt hat.

Ein wertvoller Erfahrungsaustausch fand auch über 
die Fragen der persönlichen Hauswirtschaft und die 
Berechnung der Bodenanteile bei verschiedenen Boden­
wertzahlen statt. Es zeigte sich auch, daß in verschie­
denen LPGs noch Schwierigkeiten bei der Bearbeitung 
des Bodens deshalb auftreten, weil sich zwischen den 
Flächen der LPG noch kleinere Grundstücke befinden, 
die von Industriearbeitern oder Gewerbetreibenden 
bearbeitet werden. Es wurden deshalb auch die grund­
sätzlichen Fragen des Nutzungstausches (§ 12 LPG- 
Gesetz) behandelt.

Diese Beratungen wurden von allen Anwesenden als 
sehr nützlich und notwendig erkannt. Es ist vorgesehen, 
die Erfahrungen in einer Information über die Arbeits­
gruppe LPG-Recht an den LPG-Beirat, die Kreisleitung 
der SED und den Rat des Kreises zu geben. Außerdem 
sollen diese Informationen über die Vertreter der 
Justizorgane den Ständigen Kommissionen des Kreis­
tages für Landwirtschaft und Innere Angelegenheiten, 
Volkspolizei und Justiz vermittelt werden.

Wie verwirklicht das Kreisgericht Bitterfeld 
die verstärkte Einbeziehung der Werktätigen in die Arbeit des Gerichts?

Von HEINZ RÖSSNER, Direktor des Kreisgerichts, 
und GERHARD BAATZ, Richter am Kreisgericht Bitterfeld

Die Entwicklung unserer Gerichte zu sozialistisch 
arbeitenden Gerichten erfordert neben einer engen 
Verbindung zu den örtlichen Staatsorganen eine immer 
breitere Einbeziehung der Arbeiter, Genossenschafts­
bauern und aller anderen Werktätigen in die Arbeit 
der Gerichte. Die nachfolgenden Ausführungen sollen 
zeigen, welche Wege das Kreisgericht Bitterfeld bei der 
Lösung dieser Aufgabe beschritten hat.

In S t r a f s a c h e n  erfolgt die Einbeziehung der 
Werktätigen möglichst schon \^or der Hauptverhand­
lung. So besichtigt das Gericht in wichtigen Verfahren 
(z. B. Verfahren aus der Landwirtschaft, Havarien in 
den Chemiegroßbetrieben und im Kohlenbergbau) nicht 
nur den Tatort, sondern führt gleichzeitig eine Aus­
sprache mit dem Arbeitskollektiv des Täters durch. Auf 
diese Weise erhält das Gericht nicht nur ein klares Bild 
über die, örtlichen Verhältnisse, sondern auch die Mög­
lichkeit, schon in einem sehr frühen Stadium des Ver­
fahrens auf die Beseitigung der Ursachen hinzuwirken, 
die zur strafbaren Handlung geführt haben. Das Inter­
esse des Arbeitskollektivs an der Durchführung des Ver­
fahrens wird geweckt, und es kann darüber hinaus ge­
prüft werden, welche Kräfte im Betrieb vorhanden 
sind, die im Fall einer bedingten Verurteilung die Er­
ziehung des Täters übernehmen können.

Durch diese Arbeitsweise bekommt das Gericht oft 
Hinweise, - die sowohl für die Hauptverhandlung als 
auch für die Auswertung des Prozesses sehr wertvoll 
sind. In einem Verfahren gegen einen Dumperfahrer 
einer Chemiegroßbaustelle, der durch Fahrlässigkeit 
eine Beschädigung seines Fahrzeuges herbeigeführt 
hatte, stellte sich z. B. im Laufe der Aussprache mit 
den Kollegen heraus, daß ein weit höherer Schaden 
entstanden war, als aus den Akten ersichtlich.

In einem Verfahren wegen fahrlässiger Brandstiftung 
konnte bei der Betriebsbegehung festgestellt werden, 
daß die Funktionäre des Betriebes auch nach dem 
Brand noch nicht alle Voraussetzungen geschaffen 
hatten, um weitere Brände zu verhüten.

Die Schöffenkollektive erhalten in allen Fällen Nach­
richt vom Termin der Hauptverhandlung. Wo kein 
Schöffenkollektiv besteht, wird die Kaderabteilung und 
bei nichtberufstätigen Tätern der Rat der Gemeinde

benachrichtigt. Künftig soll die Nachricht statt an den 
Rat der Gemeinde an die Ständige Kommission Innere 
Angelegenheiten, öffentliche Ordnung und Sicherheit 
gerichtet werden. Bei der Terminsnachricht wird dar­
auf hingewiesen, daß an der Hauptverhandlung solche 
Vertreter teilnehmen sollen, die den Täter näher ken­
nen und geeignet sind, das Kollektiv für seine Erziehung 
zu mobilisieren.

In Schwerpunktverfahren werden darüber hinaus 
solche Personen eingeladen, die zur Beseitigung der 
betreffenden Mängel verpflichtet sind. So wurden in 
einem Verfahren gegen einen LPG-Vorsitzenden wegen 
Verletzung der Arbeitsschutzbestimmungen in Tatein­
heit mit fahrlässiger Tötung alle LPG-Vorsitzenden 
des Kreises und die Leiter der VEGs zur Teilnahme an 
der Hauptverhandlung eingeladen. Desgleichen wurden 
der LPG-Beirat und die Abteilung Landwirtschaft beim 
Rat des Kreises verständigt. Selbstverständlich erhalten 
die eingeladenen Personen Gelegenheit, in der Haupt­
verhandlung auszusagen.

Bestehen im Termin erhebliche Zweifel über die 
anzuwendende Strafart (bedingte oder unbedingte Ver­
urteilung), so wird die Hauptverhandlung unterbrochen 
und eine Aussprache mit dem Arbeitskollektiv des 
Täters durchgeführt.

Beim Kreisgericht Bitterfeld hatte sich z. B. ein 
Arbeiter der VEB Filmfabrik Agfa Wolfen, der seit 
Jahren eine gute fachliche Arbeit leistete, wegen Staats­
verleumdung zu verantworten. Seine unzureichende 
gesellschaftspolitische Entwicklung wurde dadurch be­
günstigt, daß er sich von seinen Arbeitskollegen iso­
lierte. In der Hauptverhandlung konnte sich das Gericht 
keine Klarheit verschaffen, ob und in welchem Umfang 
im Betrieb Kräfte vorhanden waren, die im Fall einer 
bedingten Verurteilung seine Erziehung übernehmen 
konnten. Aus diesem Grund wurde die Hauptverhand­
lung unterbrochen und über das Schöffenkollektiv eine 
Belegschaftsversammlung organisiert, an der neben 
Angehörigen des Arbeitskollektivs auch andere Beleg­
schaftsmitglieder teilnahmen. Die Kollegen verurteilten 
nicht nur einmütig die Handlungsweise ihres Kollegen, 
sondern unterbreiteten auch den Vorschlag, den An­
geklagten aus seinem jetzigen Arbeitsbereich heraus-
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